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Der Schutz der „nationalen Identität“ oder der „Verfassungsidentität“ hat
sich zu einem weitverbreiteten Narrativ der Integration innerhalb der Eu-
ropäischen Union entwickelt. Neben den nicht nur in Deutschland präsenten
Entscheidungen des BVerfG zur Vereinbarkeit von Unionsrecht mit der in
Art. 23 Abs. 1 S. 3 i.V.m. Art. 79 Abs. 3 GG verankerten deutschen Verfas-
sungsidentität,1 hat auch der belgische VerfGH in seiner Entscheidung zum
SKS-Vertrag 2016 ausdrücklich festgehalten, dass das Unionsrecht „[…] die
nationale Identität [nicht verletzen darf] […], die den politischen und verfas-
sungsmäßigen Basisstrukturen oder den Kernwerten des Schutzes, der den
Rechtsunterworfenen durch die Verfassung gewährt wird, eigen ist“.2 Der
EuGH wiederum führt in der Rechtssache Correia Moreira aus, dass das
Achtungsgebot nationaler Identität „[…] nicht dahin ausgelegt werden kann,
dass […] es in dem Bereich, in dem die Mitgliedstaaten ihre Zuständigkeiten
auf die Union übertragen haben, […] ermöglicht, einem Arbeitnehmer den
Schutz zu nehmen, der ihm durch das in diesem Bereich geltende Recht der
Union gewährt wird.“3 Des Weiteren sind mit dem Beschluss 24/2017 des
italienischen VerfGH4 und dem daraufhin Anfang Dezember 2017 ergange-
nen EuGH-Urteil in der Rechtssache M.A.S. und M.B.5 zwei Entscheidungen
vorhanden, die die Frage aufwerfen, in welchem Verhältnis der Schutz mit-
gliedstaatlicher Verfassungsidentität zum unionalen Grundrechtsschutz und
mithin einer rechtsordnungsinternen Konfliktlösung steht. Gerade in der
aktuellen Zeit, in der in Teilen der Gesellschaft sowie in Politik und Justiz
vieler Mitgliedstaaten der Europäischen Union der Mehrwert eines europä-
ischen Handelns vermehrt in Frage gestellt wird, sind diese in unterschiedli-
cher Stärke und Differenziertheit sowie provozierenden Tonfall erfolgenden
mitgliedstaatlichen Rückgriffe auf den Schutz der eigenen Verfassungsiden-
tität nicht selten Ausdruck eines Bedürfnisses nach stärkerer mitgliedstaat-
licher Kontrolle der Handlungen europäischer Organe, mithin der Schnellig-
keit, Tiefe und Richtung der europäischen Integration selbst.

1 Siehe nur BVerfGE 140, 317 ff.; BVerfG, Beschluss v. 18.07.2017 – 2 BvR 859/15.
2 Belg. VerfGH, Entscheid Nr. 62/2016 v. 28.04.2016, B.8.7.
3 Urt. v. 13.07.2019, Correia Moreira, C-317/18, EU:C:2019:499, Rn. 62.
4 Ital. VerfGH, Beschluss (ordinanza) 24/2017.
5 Urt. v. 05.12.2017, M.A.S. und M.B., C-42/17, EU:C:2017:936.
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Ihren rechtlichen Anknüpfungspunkt findet die Debatte um den Schutz
der mitgliedstaatlichen Verfassungsidentität zum einen in den mitgliedstaat-
lichen (Verfassungsidentitäts-)Vorbehalten, zum anderen auf unionsrechtli-
cher Ebene in Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV als Achtungspflicht der Union.
Auf Letzteres richtet die nachfolgende Untersuchung ihren Fokus. „Die
Union achtet […] ihre [scil. der Mitgliedstaaten] jeweilige nationale Identität,
die in ihren grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen Strukturen
einschließlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum Ausdruck
kommt.“ So lautet der Wortlaut des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV. Die vor-
liegende Arbeit stellt sich die Frage nach dem Schutzgehalt und den Funk-
tionen der Norm sowie möglichen gerichtlichen Durchsetzungsmechanis-
men. Ihr Anliegen ist es, Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV in seinem Inhalt wie
auch in seinen anwendungsbereichsbezogenen Wirkungen Kontur zu verlei-
hen. Der Zugriff auf diese Forschungsfragen erweist sich als voraussetzungs-
voll, kennzeichnet sich die Norm doch gerade durch eine in ihrem Rahmen
und ihrer Anwendung erfolgende Verknüpfung von Unionsrecht und mit-
gliedstaatlichem Verfassungsrecht, spezifisch den eben genannten (Verfas-
sungsidentitäts-)Vorbehalten. Das Achtungsgebot der nationalen Identität
ist folglich eines der Elemente, welche die zentralen Grundpfeiler der Euro-
päischen Union als ein von den Staaten und den Bürgern gemeinsam getra-
genes Integrationsprojekt zum Ausdruck bringen.6 Den Kern einer Ausein-
andersetzung mit Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV bildet daher zwangsläufig die
Betrachtung und Begründung dessen, wie das Zusammenwirken beider Ebe-
nen ausgestaltet ist.

Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass die Auslegung des
Schutzgehalts sowie die Diskussion um die Funktionen des Achtungsgebots
ganz maßgebend geprägt sind durch die unterschiedlichen Vorverständnisse
zur Charakterisierung der Europäischen Union, insbesondere zum Verhält-
nis der beteiligten Rechtsordnungen zueinander. Insoweit kennzeichnet sich
die weit überwiegende Mehrheit der Auseinandersetzung mit dem Achtungs-
gebot der nationalen Identität durch eine Übertragung der jeweiligen eigenen
mitgliedstaatlichen Vorstellungen zum Geltungsgrund des Unionsrechts im
innerstaatlichen Rechtraum und den Grenzen einer Hoheitsrechtsübertra-
gung auf die Auslegung sowie Anwendung des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV
– dies betrifft sowohl den Schutzgehalt als auch die Funktionen und die ge-
richtliche Durchsetzung der Norm.7 Unter dem „Deckmantel“ einer Ausein-
andersetzung mit dem Achtungsgebot der nationalen Identität werden eta-

6 Vgl. Schlussanträge GA Maduro v. 08.10.2008, Michaniki, C-213/07, EU:C:2008:544,
Rn. 31: „Sie [die nationale Identität] gehört nämlich zum Wesen des anfangs der
50er-Jahre eingeleiteten europäischen Projekts […].“

7 Siehe zur Literatur ausführlich mit den entsprechenden Nachweisen insb. im 2. Teil,
3. Kapitel, I. sowie 3. Teil, 1. Kapitel, IV., 2. Kapitel, III. 3. a). und 4. Teil, 2. Kapitel, I. 3.
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blierte Prinzipien und Charakteristika des Unionsrechts – etwa der Vorrang
des Unionsrechts, die Kompetenzverteilung und die Integrationsfunktion
des EuGH – wieder zur Diskussion gestellt. Sie geraten ins Wanken oder
werden teilweise aufgehoben. Im Ergebnis wird Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV
zu einem Anknüpfungspunkt für eine „Rückwärtsperspektive“ oder eine
„Renationalisierung“ der Europäischen Integration instrumentalisiert.

Dem entgegengesetzt wird in der vorliegenden Arbeit eine Betrachtungs-
weise der Norm vorgeschlagen, die die gegenseitige Verklammerung und Er-
gänzung zwischen der mitgliedstaatlichen und unionalen Ebene in ihrem
Rahmen in den Mittelpunkt des eigenen Konzepts stellt. Der Kern der Un-
tersuchung ist folglich die Frage: Wie lässt sich eine systematische und ko-
härente Auslegung und dogmatische Einordnung des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2
EUV konzipieren, die in ihrer Anwendung im europäischen Rechtsraum
einen überzeugenden Ausgleich schafft zwischen der Notwendigkeit einheit-
lichen Handelns und dem Schutz mitgliedstaatlicher Identität? Theoretischer
Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit sind die von Calliess vertretene Idee
der Europäischen Union als Staaten- und Verfassungsverbund,8Burchardts
Ansatz des europäischen Normenverbunds,9Wendels Idee rechtlicher Per-
meabilität10 sowie vereinzelte Ansätze aus der Diskussion zum Constitutional
Pluralism. Ihre Überlegungen gilt es, auf die Charakterisierung des Art. 4
Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV übertragend anzuwenden und gleichzeitig weiterzu-
entwickeln. Das Ziel der Arbeit ist es, auf dieser Grundlage ein grundlegen-
des Konzept des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV als Verbundnorm vorzustellen.

Insoweit unterscheidet sich die vorliegende Arbeit auch von den bislang
einzigen vorliegenden monographischen Untersuchungen mit Fokus auf
Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV von Millet11 und Cloots12. So unternimmt Cloots
eine vorrangig philosophisch, moralisch13 und politikwissenschaftlich ge-
prägte Untersuchung, die sich das Ziel gesetzt hat, spezifisch für den EuGH
ein umfassendes Modell für den Umgang mit dem Identitätsargument zu
entwickeln. Millet hat seinen Ausgangspunkt hingegen beim deutschen sowie
insbesondere französischen Konzept der Verfassungsidentität und blickt so-
dann aus dieser Perspektive auf Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV. Damit ist in
seinem Ansatz nicht immer hinreichend eine klare Trennung zwischen rechts-
ordnungsexternen und -internen Wirkungen gegeben.

8 Siehe aus den vielen Beiträgen nur Calliess, Die neue EU, S. 47 ff.; ders., Zum Denken
im Staaten- und Verfassungsverbund, in: ders. (Hrsg.), Verfassungswandel, S. 187 (191 ff.);
sowie ders., in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 1 EUV, Rn. 41 ff.

9 Burchardt, Rangfrage im Normenverbund; dies., ZaöRV 2016, 527 (insb. 533 ff.).
10 Wendel, Permeabilität.
11 Millet, L’identité constitutionnelle des États.
12 Cloots, National Identity in EU Law.
13 Sie selbst spricht von einer „moralischen Lesart des Konzepts“ (Übers. v.: „moral

reading of the concept“), Cloots, National Identity in EU Law, S. 139.
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Die vorliegende Untersuchung gliedert sich in vier Teile. Der erste Teil
widmet sich den konzeptionellen und theoretischen Grundlagen. Es ist zum
einen der nationalen Identität der Mitgliedstaaten als Rechtsbegriff Kontur
zu geben, zum anderen den Staaten-, Verfassungs- und Normenverbund als
Ordnungsidee speziell mit seinen für das Verständnis des Art. 4 Abs 2 S. 1
Var. 2 EUV notwendigen Grundprämissen vorzustellen. Das Ziel ist, zu-
nächst einen grundlegenden Strukturierungsansatz für die Komplementari-
tät zwischen unionaler und mitgliedstaatlicher Ebene im Rahmen des Ach-
tungsgebots der nationalen Identität zu entwickeln, der den Verbund als Be-
zugspunkt hat.

Der zweite Teil der Arbeit konzentriert sich darauf aufzuzeigen, wie die
Verklammerung zwischen dem mitgliedstaatlichen Recht und dem Unions-
recht im Rahmen des Schutzgehalts des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV ausge-
staltet ist. Das Ziel ist, in Anwendung der Grundlegungen des ersten Teils,
den unionsrechtlichen Gehalt des Achtungsgebots nationaler Identität zu be-
stimmen, mithin einzugrenzen, welchen inhaltlichen Rahmen Art. 4 Abs. 2
S. 1 Var. 2 EUV dem mitgliedstaatlichen Einschätzungsspielraum zieht.

Der dritte Teil der Arbeit geht der Frage nach, welche unterschiedlichen
Funktionen das Achtungsgebot der nationalen Identität im vertraglichen
Gesamtgefüge hat und wie es dabei als Verbundnorm seine Wirkung entfal-
tet. Dafür wird nicht der Weg einer sukzessiven Abhandlung einzelner Iden-
titätsgehalte gewählt,14 sondern Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV wird in seiner
Gesamtheit als Achtungsgebot der Union in einzelne ausgewählte Sachbe-
reiche der Verträge eingeordnet. Das Ziel ist, durch eine Einordnung der
Norm in das vorhandene vertragliche System sowie eine dafür notwendige
Verhältnisbestimmung zu anderen Normen und Prinzipien des Unionsrechts,
jenseits von Einzelfällen ein anwendungsbereichsbezogenes, in sich kohären-
tes, dogmatisches Konzept ihrer Funktionen und Wirkungen zu entwickeln.

Aufbauend auf den vorangehenden beiden Teilen der Arbeit wendet sich
der vierte Teil der prozessualen Dimension des Identitätsschutzes zu. Der
Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf einer Betrachtung des gerichtlichen
Dialogs zwischen dem EuGH und den mitgliedstaatlichen (Verfassungs-)Ge-
richten. Das Ziel dieses Teils ist es darzulegen, wie auch die prozessuale Di-
mension des Identitätsschutzes eine Verbundentscheidung notwendig macht.
Aufgezeigt wird, wie diese mit Elementen der Beteiligung und Kooperation
konkret ausgestaltet sein sollte, um eine überzeugende Anwendung des Art. 4
Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV im Verbund zu gewährleisten.

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass sich die Arbeit gleichzeitig
auch als ein horizontöffnender und impulsgebender Beitrag zu den so oft nur
nach innen gewandten und abgekapselten mitgliedstaatlichen Debatten um

14 So der Ansatz bei Cloots, National Identity in EU Law, S. 195 ff. – Part II.
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den Fortgang des europäischen Integrationsprojekts versteht. Es soll aufge-
zeigt werden, dass selbst in einem aus mitgliedstaatlicher Perspektive so sen-
siblen Bereich wie dem Schutz der eigenen Verfassungsidentität die Notwen-
digkeit besteht, über die eigene Rechtsordnung hinaus zu blicken und die
Europäische Union als ein von allen Mitgliedstaaten gleichermaßen getra-
genes, gemeinsames Integrationsprojekt zu verstehen.


